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Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

I Festsetzungen gemäß BauGB und BauNVO

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO), s. textl. Fests. Nr. 1.2

Baugrenze (§ 23 BauNVO), s. textl. Fests. Nr. 3

Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Grundflächenzahl (GRZ) (§ 19 BauNVO), z.B. 0,4, s. textl. Fests. Nr. 2.1

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß (§ 20 BauNVO), z.B. II

Maximale Oberkante (OK) baulicher Anlagen in Metern, z.B. 8,0 m,

s. textl. Fests. Nr. 2.2

Reines Wohngebiet (§ 3 BauNVO), s. textl. Fests. Nr. 1.1WR

WA

Geschossflächenzahl (GFZ) als Höchstmaß (§ 20 BauNVO),

z.B. 0,8

Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Offene Bauweise (§ 22 BauNVO)

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Öffentliche Straßenverkehrsflächen

Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Öffentliche Grünflächen, Zweckbestimmung:

Spielplatz, s. textl. Fests. Nr. 6.1

Bildstock, s. textl. Fests. Nr. 6.2

Flächen für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

Fläche für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

Kindertagesstätte, s. textl. Fests. Nr. 5

Kindertagesstätte

Spielplatz

Bildstock

Straßenbegrenzungslinie

Öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

(Wohnweg, Fuß- und Radweg, Platz (Fußgängerbereich))

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

16.0

Rolandring

H

III

IV

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Bemaßung in Metern

Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Anzupflanzender Baum, s. textl. Fests. Nr. 9.1

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und

sonstigen Bepflanzungen, z.B. P2, s. textl. Fests. Nr. 9.2 und 9.3

Bezeichnung (Arbeitstitel) der Verkehrsflächen, z.B. Rolandring

Bushaltestelle

Abgrenzung unterschiedlicher Lärmpegelbereiche

Lärmpegelbereiche III und IV nach DIN 4109, s. textl. Fests. Nr. 8.1

Abgrenzung unterschiedlicher Art und/oder unterschiedlichen

Maßes der baulichen Nutzung

I Planungsrechtliche Festsetzungen

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Reine Wohngebiete (WR) (§ 3 BauNVO)

Reine Wohngebiete dienen dem Wohnen (§ 3 Abs. 1 BauNVO).

1.1.1 Zulässige Nutzungen (§ 3 Abs. 2 BauNVO):

 Wohngebäude,

 Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen der Bewohner des

Gebietes dienen.

Zu den zulässigen Wohngebäuden gehören auch solche, die ganz oder teilweise

der Betreuung und Pflege ihrer Bewohner dienen. (§ 4 Abs. 4 BauNVO)

1.1.2 Ausnahmsweise zulässige Nutzungen (§ 3 Abs. 3 BauNVO):

 Läden und nicht störende Handwerksbetriebe, die zur Deckung des täglichen

Bedarfs für die Bewohner des Gebiets dienen, sowie kleine Betriebe des

Beherbergungsgewerbes,

 sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen der Bewohner

des Gebiets dienende Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und

sportliche Zwecke.

1.2 Allgemeine Wohngebiete (WA) (§ 4 BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen (§ 4 Abs. 1 BauNVO).

1.2.1 Zulässige Nutzungen  (§ 4 Abs. 2 BauNVO):

 Wohngebäude,

 die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speise-

wirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe,

 die der Versorgung des Gebiets dienenden Anlagen für kirchliche, kulturelle,

soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

1.2.1 Ausnahmsweise zulässige Nutzungen (§ 4 Abs. 3 BauNVO):

 Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,

 Anlagen für Verwaltungen.

1.2.3 Nicht zulässige Nutzungen (§ 4 Abs. 3 BauNVO  i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO) :

 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe in Form von Mobilfunksende- und

-empfangsanlagen,

 Gartenbaubetriebe,

 Tankstellen.

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

2.1 Grundflächenzahl - Überschreitung der zulässigen Grundfläche

(§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO i. V. m. §§ 19 Abs. 4 und 17 Abs. 2 BauNVO)

In den Wohngebieten WR 3, WA 2 und WA 3 darf die zulässige Grundfläche

durch die Grundfläche von Garagen, Stellplätzen mit ihren Zufahrten, von

Nebenanlagen und baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch

die das Gelände lediglich unterbaut wird, bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8

überschritten werden.

2.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO)

2.2.1 Bezugshöhe (§ 18 Abs. 1 BauNVO)

Bezugshöhe für die in der Planzeichnung festgesetzte Höhe baulicher Anlagen

(Oberkante baulicher Anlagen als Höchstmaß) ist die Oberkante der fertig

ausgebauten angrenzenden erschließenden Verkehrsfläche.

3 Überbaubare Grundstücksflächen:

Zulässigkeit von Nebenanlagen, Stellplätzen

und Garagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 Abs. 5 BauNVO )

3.1 Nebenanlagen und Stellplätze

Bauliche Anlagen in Form von Nebenanlagen nach § 14 BauNVO und

Stellplätzen nach § 12 BauNVO sind innerhalb der überbaubaren und nicht

überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

3.2 Garagen

Bauliche Anlagen in Form von Garagen außerhalb der überbaubaren

Grundstücksfläche sind unzulässig. Hiervon ausgenommen sind Garagen

außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche in den Wohngebieten WR 2 und

WA 1 bis 3, wenn

1. die Garage mit ihrer Längsseite unmittelbar an einer Verkehrsfläche mit der

besonderen Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ errichtet wird,

2. der Abstand dieser Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung

„Fuß- und Radweg“ zur nächstgelegenen, parallel zur Straßenbegrenzungs-

linie verlaufenden Baugrenze 3,0 m beträgt, und

3. die Garage mit ihrer Vorderseite den Abstand von mindestens 3,0 m zu einer

sonstigen Verkehrsfläche einhält.

4 Flächen für Nebenanlagen sowie für

Stellplätze und Garagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. §§ 12 und 14 BauNVO )

Entlang der Nordwestgrenze des Geltungsbereichs ist in den Wohngebieten

WR 1, WR 2 und WA 2 ein mindestens 5 m breiter Bereich auf der gesamten

Länge der Geltungsbereichsgrenze von Nebenanlagen nach § 14 BauNVO, mit

Ausnahme des in diesem Bereich zu errichtenden Einfriedungszauns, und von

Garagen, Zufahrten und Stellplätzen nach § 19 Abs. 4 BauNVO freizuhalten.

5 Fläche für den Gemeinbedarf

(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

Die Fläche für den Gemeinbedarf dient der Unterbringung einer Kinder-

tagesstätte.

Zulässig sind:

1. Gebäude zu Betreuungszwecken von Kindern (Kindertagesstätte)

einschließlich aller für den Betrieb erforderlichen Funktionsräume und

-flächen,

2. sonstige untergeordnete, bauliche Anlagen, die der Zweckbestimmung

dienen,

3. die der Zweckbestimmung dienenden Spiel- und Freizeitanlagen,

4. Stellplätze und Garagen, die ausschließlich dem Nutzungszweck der Fläche

dienen.

6 Öffentliche Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

6.1 Öffentliche Grünfläche, Zweckbestimmung: Spielplatz

Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz dient

insbesondere dem Spiel und dem Aufenthalt der im künftigen Wohngebiet

lebenden Kinder.

Mindestens 50 % der zeichnerisch festgesetzten Fläche sind als Grünfläche

anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Es sind mindestens 1 Laubbaum 2. oder 3.

Ordnung gemäß Pflanzliste, Vorschlagsliste A (Mindestqualität: Stammumfang

16-18 cm, 3 mal verpflanzt) und mindestens 20 Sträucher gemäß Pflanzliste,

Vorschlagsliste B (Mindestqualität: Mindestgröße 80 cm, 2 mal verpflanzt) zu

pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

Bei der Artenauswahl ist auf die Eignung und Unbedenklichkeit der Pflanzen für

die Verwendung bei Spielplätzen und Kinderspielflächen zu achten.

6.2 Öffentliche Grünfläche, Zweckbestimmung: Bildstock

Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Bildstock dient der

Unterbringung eines Bildstockes und von begleitenden Sitzgelegenheiten.

Mindestens 30 % der zeichnerisch festgesetzten Fläche sind als gärtnerisch

gepflegte Grünfläche anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Als gärtnerisch

gestaltete Flächen gelten Rasenflächen, Beete, Ziergehölze und niedrige

Pflanzungen. An der Grenze zum benachbarten Baugebiet WR 1 ist innerhalb der

öffentlichen Grünfläche eine einreihige Heckenpflanzung herzustellen.

7 Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen 

zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung

von Boden, Natur und Landschaft

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

7.1 Oberflächenbefestigung

Soweit keine Gefährdung von Boden oder Grundwasser zu erwarten ist, sind

Wege, Zufahrten und sonstige zu befestigende Grundstücksfreiflächen so

herzustellen, dass Niederschläge versickert oder in angrenzenden Pflanzflächen

entwässert werden können. Die Festsetzung gilt nicht für Zufahrten von

Tiefgaragen.

7.2 Insektenschonende Außenbeleuchtung

Innerhalb des Geltungsbereichs sind nur Insekten schonende

Außenbeleuchtungen mit einem UV-armen Lichtspektrum (z.B. Natriumdampf-

Niedrigdruck-Lampen in Form einer geschlossenen Konstruktion) sowie mit

Mindestschutzart IP 43 (kein Eindringen von Insekten in den Leuchtkörper) zu

verwenden. Die Ausleuchtung von Grundstücksflächen soll, z.B. durch den

Einsatz von Abschirmungen/Blenden, in den unteren Halbraum erfolgen.

8 Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche

Umwelteinwirkungen im Sinne des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

8.1 Schallschutz (passiver Schallschutz)

In der Planzeichnung sind Flächen zum Schutz vor Außenlärm

(Lärmpegelbereiche III und IV) festgesetzt. Innerhalb dieser Flächen sind für

Außenbauteile von Aufenthaltsräumen die Anforderungen der Luftschalldämmung

nach DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“, Ausgabe November 1989

(Beuth-Verlag, Ausgabe 11/1989), einzuhalten. Nach außen abschließende

Bauteile von schutzbedürftigen Räumen sind so auszuführen, dass sie die

folgenden resultierenden Schalldämm-Maße aufweisen:

Die erforderlichen Schalldämm-Maße sind in Abhängigkeit vom Verhältnis der ge-

samten Außenfläche eines Raumes zur Grundfläche des Raumes nach Tabelle 9

der DIN 4109 zu korrigieren.

Innerhalb der Lärmpegelbereiche III und IV ist in Räumen, die überwiegend zum

Schlafen genutzt werden, und in schutzbedürftigen Räumen mit sauerstoff-

verbrauchender Energiequelle durch den Einbau von Lüftungseinrichtungen für

ausreichende Belüftung zu sorgen.

Der Nachweis zur Einhaltung der erforderlichen Schalldämm-Maße ist im

Rahmen der Erstellung der bautechnischen Nachweise nach § 59 HBO zu

erbringen. Von den Vorgaben für die im zeichnerischen Teil des Bebau-

ungsplanes eingetragenen Lärmpegelbereiche und vom Einbau von Lüftungs-

einrichtungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines Einzel-

nachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere

Anforderungen an den passiven Lärmschutz resultieren.

9 Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und

sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

9.1 Anpflanzen von Bäumen

Die zeichnerisch festgesetzten Baumanpflanzungen sind gemäß Planeintrag und

mit einheimischen und standortgerechten Bäumen der Pflanzliste, Vorschlagsliste

A (Bäume 1. oder 2. Ordnung) vorzunehmen und dauerhaft zu pflegen. Alle

anzupflanzenden Bäume müssen bei Pflanzung folgende Qualitäten aufweisen:

 Mindeststammumfang (StU) 16-18 cm und

 mindestens 3 mal verpflanzt.

Abgänge sind gleichwertig zu ersetzen. Die Pflanzgruben müssen mindestens

6 m² groß sein und einen durchwurzelbaren Raum von mindestens 12 m³

umfassen.

9.2 Flächen für die Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und 

sonstigen Bepflanzungen P1

Innerhalb der plangraphisch festgesetzten Fläche für die Anpflanzung von

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (P1) ist ein Gehölzsaum von

mindestens 2,0 m Breite und maximal 2,0 m Höhe zu entwickeln. Für die

Pflanzdichte gilt je 1,5 m² Pflanzfläche ein Strauch (Mindestqualität: Mindestgröße

60 cm, 2 mal verpflanzt). Es sind heimische und standortgerechte Arten gemäß

der Pflanzliste, Vorschlagsliste B zu verwenden.

Innerhalb der Fläche P1 ist entlang der gesamten Nordwestgrenze des

Geltungsbereiches in den Wohngebieten WR 1, WR 2 und WA 2 ein mindestens

1,50 m hoher, sockelloser, torloser und für Kleinsäuger durchlässiger Zaun

(Bodenabstand mindestens 10 cm) zu errichten. Der Zaun ist in einer stabilen,

engmaschigen Bauweise z.B. Stabgitterzaun, in einem gedeckten und dunklen

Grün- oder Grauton herzustellen.

9.3 Flächen für die Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und 

sonstigen Bepflanzungen P2

Die plangraphisch festgesetzten Flächen für die Anpflanzung von Bäumen,

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (P2) sind als mindestens 2-reihige

Strauchgehölzanpflanzung  herzustellen. Für die Pflanzdichte gilt je 2 m²

Pflanzfläche ein Strauch (Mindestqualität: Mindestgröße 60 cm, 2 mal verpflanzt).

Es sind zu mindestens 50 % heimische und standortgerechte Arten gemäß der

Pflanzliste, Vorschlagsliste B zu verwenden.

9.4 Begrünung in den Baugebieten

Die nicht überbaubaren bzw. die nicht gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO nutzbaren

Grundstücksflächen sind als gärtnerisch gepflegte Grünflächen anzulegen und

dauerhaft zu unterhalten. Es sind im WR 3, WA 2 und WA 3 mindestens 20 % der

Grünfläche mit Bodenanschluss herzustellen. Im WR 1, WR 2 und WA 1 sind

mindestens 40% der Grundstücksfläche als Grünfläche mit Bodenanschluss

herzustellen.

Es ist je Baugrundstück mindestens ein standortgerechter Laubbaum 2. oder 3.

Ordnung gemäß Pflanzliste, Vorschlagsliste A zu pflanzen und dauerhaft zu

erhalten. Die nach Stellplatzsatzung anzupflanzenden Bäume können hierbei

angerechnet werden, sofern dabei die nachfolgenden Qualitäten und Vorgaben

eingehalten werden.

Die zu pflanzenden Bäume müssen einen Mindeststammumfang (StU) von 16-18

cm aufweisen und mindestens 3 mal verpflanzt sein. Abgänge sind gleichwertig

zu ersetzen. Die Pflanzgruben müssen mindestens 6 m² groß sein und einen

durchwurzelbaren Raum von mindestens 12 m³ umfassen.

Innerhalb des WR 1 ist der je Baugrundstück zu pflanzende Baum zwischen der

Baugrenze und der Geltungsbereichsgrenze zu pflanzen. Eine Pflanzung

innerhalb der Pflanzbindungsfläche P2 ist zulässig. In den Baugebieten WA 1 bis

WA 3 sowie in den Baugebieten WR 2 und WR 3 ist der je Baugrundstück

mindestens zu pflanzende Baum in einem Abstand von höchstens 5,0 m von

einer an das Baugrundstück angrenzenden Erschließungsstraße anzulegen.

9.5 Begrünung in der Gemeinbedarfsfläche „Kindertagesstätte“

Die nicht überbaubaren bzw. die nicht gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO nutzbaren

Flächen sind als gärtnerisch gepflegte Grünflächen mit Bodenanschluss

anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. Der Mindestgrünanteil beträgt 40 % der

Gemeinbedarfsfläche. Es sind mindestens drei standortgerechte Laubbäume 2.

oder 3. Ordnung gemäß Pflanzliste, Vorschlagsliste A zu pflanzen und dauerhaft

zu erhalten. Die  zu pflanzenden Bäume müssen einen Mindeststammumfang

(StU) von 16-18 cm aufweisen und mindestens 3 mal verpflanzt sein.

Mindestens 10 % der Gemeinbedarfsfläche sind mit Sträuchern gemäß der

Pflanzliste, Vorschlagsliste B (Mindestqualität: Mindestgröße 80 cm, 2 mal

verpflanzt) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

Bei der Artenauswahl ist auf die Eignung und Unbedenklichkeit der Pflanzen für

die Verwendung bei Spielplätzen und Kinderspielflächen zu achten.

9.6 Tiefgaragenbegrünung

Nicht überbaute Tiefgaragen und unterbaute Flächen ohne sonstige bauliche

Anlagen im Sinne von § 19 Abs. 4 BauNVO sind mit einer geeigneten Vege-

tationssubstratschicht von mindestens 0,8 m für eine intensive Begrünung zu

überdecken. Die Oberkanten der Überdeckung sind allseitig niveaugleich an

das umgebende Gelände anzuschließen.

9.7 Extensive Dachbegrünung

Flachdächer und flachgeneigte Dächer bis 15° Neigung sind ab einer Größe von

200 m² zusammenhängender  Dachfläche pro Grundstück extensiv zu begrünen.

Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten. Die Vegetations- und Dränschicht

muss eine Gesamtstärke von mindestens d = 8 cm aufweisen, die Stärke der

Vegetationstragschicht muss mindestens 5 cm betragen. Die Vegetationsform

soll einer Sedum-Kräuter-Gräser-Gesellschaft  entsprechen. Fenster-, Be- und

Entlüftungsöffnungen, Dachterrassen sowie sonstige technische Aufbauten sind

bis zu einem Flächenanteil von 25% der jeweiligen Dachflächen davon

ausgenommen. Die Ergänzung der Dachbegrünung durch Solarthermie- und

Photovoltaikanlagen ist zulässig, sofern die dauerhafte Begrünung der

Dachfläche sichergestellt ist.

II Örtliche Bauvorschriften

(§ 81 HBO i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB)

1 Gestaltung und Beleuchtung baulicher

Anlagen (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO)

1.1 Technische Aufbauten

Technische Aufbauten (ausgenommen Solar- und Photovoltaiknutzung,

Antennenanlagen) sind auf maximal 25 % der jeweiligen Dachfläche pro

Grundstück bis zu einer Höhe von 1,5 m über der Oberkante der errichteten bau-

lichen Anlage zulässig. Die technischen Aufbauten sind einzuhausen und die

Einhausung in der Materialität dem Gebäude anzupassen.

1.2 Beleuchtung der Außenfassade

Bei der Beleuchtung der Außenfassaden von baulichen Anlagen sind frei

brennende Leuchtmittel, direkt nach außen gerichtete Beleuchtungssysteme und

dynamische Beleuchtungen (blinkende Installationen, Farbwechsler etc.) unzu-

lässig.

2 Werbeanlagen und Warenautomaten

(§ 81 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 7 HBO)

2.1 Allgemeine Regelungen zu Werbeanlagen

2.1.1 Werbeanlagen und Warenautomaten sind nur in den Allgemeinen Wohngebieten

WA zulässig.

2.1.2 Flächige Werbetafeln mit einer Größe von mehr als 6 m² sind unzulässig.

2.1.3 Die Gesamtfläche der Werbeanlagen an Gebäuden darf 15 % der Wandfläche,

an der sie angebracht sind, nicht überschreiten.

2.1.4 Der Abstand zur nächstgelegenen Straße (Straßenbegrenzungslinie),  der bei der

Errichtung von Werbeanlagen eingehalten werden muss, beträgt 3,0 m.

2.1.5 Werbeanlagen dürfen über den Dachfirst nicht hinausragen.

2.1.6 Werbeanlagen sind nur bis zu einer Höhe von 7,5 m über der Erdoberfläche

zulässig.

2.2 Regelungen zur Eigen- / Fremdwerbung

Werbeanlagen auf Baugrundstücken sind nur an der Stätte der Leistung zulässig.

2.3 Regelungen zur Leuchtwerbung

2.3.1 Werbeanlagen mit weit sichtbarem, wechselndem, bewegtem, laufendem,

pulsierendem oder grellem (Lichtstärke & Farbe) Licht (u.a. Skybeamer) sind

unzulässig. 

2.3.2 Es ist nur eine weiße oder indirekt anstrahlende Beleuchtung der Werbeanlagen

zulässig. Streulicht ist unzulässig. Bewegliche Werbeträger (z.B. sich drehende

Werbeanlagen) und Werbeprojektionen sind unzulässig.

2.4 Regelungen zur Errichtung von Fahnenmasten und

Werbepylonen

2.4.1 Lediglich innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 2 und WA 3, die an die

Klein-Welzheimer Straße grenzen, sind jeweils maximal 3 Fahnenmaste pro

Baugrundstück entlang der Klein-Welzheimer Straße zu Werbezwecken zulässig.

Die Höhe von Fahnen und Masten wird auf max. 7,5 m über natürlichem Gelände

beschränkt.

2.4.2 Werbepylone aller Art sind unzulässig.

2.5 Regelungen zu Warenautomaten

Warenautomaten, soweit sie nicht in räumlicher Verbindung mit einer offenen

Verkaufsstelle stehen, sind unzulässig.

3 Einfriedungen und Standflächen für

Abfallbehältnisse (§ 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO)

3.1 Geschlossene Einfriedungen

Geschlossene Einfriedungen mit erheblicher blickdichter Wirkung (z.B.

Einfriedungen aus Beton, Mauerwerk, Metall oder Aluminium, Holz- oder

Bambuszäune, Zäune mit Sichtschutzfolien etc.) sind nur bis zu einer maximalen

Höhe von 1,2 m zulässig. Dies gilt nicht für

 Einfriedungen in Form von Hecken oder sonstigen Pflanzen zum Zwecke der

Einfriedung,

 Einfriedungen von Terrassen, die unmittelbar an das Gebäude anschließen,

 Einfriedungen von Standflächen für Abfallbehältnisse,

 Einfriedungen an der Grenze zum westlich angrenzenden

Landschaftsschutzgebiet.

3.2 Zu den angrenzenden Erschließungsstraßen hin orientierte

Einfriedungen

Zu den angrenzenden Erschließungsstraßen hin orientierte Einfriedungen auf

dem Baugrundstück sind nur zulässig, wenn sie ab einer Höhe von 1,2 m

blickoffen ausgeführt werden und die Sicht von der Erschließungsstraße auf das

Grundstück nicht wesentlich einschränken.

3.3 Bepflanzung der Einfriedungen

Bei der Pflanzung von Hecken oder sonstigen Pflanzen zum Zwecke der

Einfriedung sind die Pflanzenarten gemäß Pflanzliste C zu verwenden.

3.4 Standflächen der Abfallbehälter

Standflächen für Abfallbehälter sind in bauliche Anlagen zu integrieren oder mit

einem geeigneten Sichtschutz (z.B. Pergolen, Tonnenboxen, Natursteinmauern

u.ä.) zu umgeben.

4 Anzahl erforderlicher Stellplätze für Kfz für

Verbrauchermärkte ab 700 m² 

Verkaufsfläche (§ 81 Abs. 1 Nr. 4 HBO)

Abweichend von der Stellplatz- und Ablösesesatzung der Gemeinde Mainhausen

ist für Verbrauchermärkte ab 700 m² Verkaufsfläche (Nr. 3.3 der Stellplatz- und

Ablösesesatzung) eine verringerte Zahl der Stellplätze von 1 Stellplatz je 20 m²

Verkaufsnutzfläche herzustellen.

III Wasserrechtliche Festsetzungen

(§ 37 Abs. 4 HWG i. V. m. § 9 Abs. 5 BauGB )

Gemäß § 37 Abs. 4 HWG i.d.F. vom 14.12.2010 ist das im Plangebiet anfallende

nicht behandlungsbedürftige Niederschlagswasser  sämtlicher Dachflächen,

privater Verkehrsflächen und sonstiger befestigter Flächen der privaten Bau-

grundstücke durch geeignete Regenwasserbewirtschaftungsmaßnahmen  zu

sammeln, zu verwerten und - soweit keine Gefährdung der Schutzgüter Boden

und Grundwasser zu erwarten ist - zu versickern. Die gezielte Versickerung von

Niederschlagswasser  darf nur im Bereich der natürlich gewachsenen

Bodenschichten oder in aufgefüllten Bereichen, die aus durchlässigem sandigem

Boden bestehen, erfolgen.

IV Kennzeichnung von Flächen

1 Flächen, deren Böden erheblich mit 

umweltgefährdenden Stoffen belastet sind 

(Verdachtsflächen) (§ 9 Abs. 5 BauGB)

Das Vorhandensein von lokalen Schadstoffen im Boden, der Bodenluft und dem

Grundwasser kann innerhalb der im Geltungsbereich festgesetzten Baugebiete,

Gemeinbedarfsflächen,  Verkehrsflächen und Grünflächen nicht ausgeschlossen

werden. Es werden folgende Verdachtsbereiche gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB

gekennzeichnet:

 Produktionsgebäude mit MKW-belasteten Bodenplatten

 Tankanlagen (ober- und unterirdisch)

 Transformator in Gebäude 15

 Transformator in der Transformatorstation

 Gefahrstofflager in Gebäude 13

Es wird ergänzend auf die Hinweise Nr. 1.1 und 1.2 verwiesen.

V Hinweise

1 Umgang mit Flächen, deren Böden mit 

umweltgefährdenden Stoffen belastet sind

1.1 Allgemeine Anforderungen

Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf

organoleptische Auffälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten

Kenntnisse, die den Verdacht einer schädlichen Bodenverunreinigung begründen,

sind diese umgehend der zuständigen Behörde, dem Regierungspräsidium

Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5,

Bodenschutz, mitzuteilen.

Im Anschluss an die Erdarbeiten ist in den vormals organoleptisch auffälligen

Bereichen eine vollständige Entfernung von vorhandenen Schadstoffen durch

den Fachgutachter mittels Sohl- und Wandbeprobungen nachzuweisen

(Analysenergebnisse).  Alle bei den Erdarbeiten auffälligen Beobachtungen

(Fotodokumentation),  sowie die Analysenergebnisse der ggf. durchzuführenden

Beprobungen sind dem Regierungspräsidium Darmstadt durch den

Fachgutachter in Form eines Berichtes vorzulegen.

1.2 Spezielle Anforderungen in Wohngebieten und sonstigen

besonders überwachungsbedürftigen Teilgebieten

In den festgesetzten Baugebieten WA und WR, in der Gemeinbedarfsfläche

sowie in den öffentlichen Grünflächen ist nach Abschluss der Erdarbeiten ein

Kontakt zwischen Mensch (direkte Aufnahme) und ggf. in den verbleibenden

Bodenschichten vorhandenen Schadstoffen auszuschließen. Dies kann entweder

durch Aufbringen einer (nachweislich) unbelasteten min. 0,5 m dicken

Bodenschicht oder durch eine Untersuchung auf den Wirkungspfad Boden-

Mensch gemäß Bundes-Bodenschutzverordnung  (BBodSchV) nach Anhang 1

und 2 erfolgen, d.h.  eine oberflächennahe Entnahme (max. 0,35 m) von

mehreren einzelnen Bodenproben und die Erstellung von Mischproben. Diese

müssen analytisch auf die am Standort vorgefundenen Schadstoffparameter

(Schwermetalle, PCB, MKW, PAK, LHKW) untersucht und mit den zulässigen

Prüfwerten des Anhangs 2 der BBodSchV verglichen werden.

2 Bodenauffüllungen

Bodenauffüllungen ab einer Gesamtkubatur von 600 m³ sind im Vorfeld dem

Kreisausschuss Kreis Offenbach, Fachdienst Umwelt, Untere Wasser- und

Bodenschutzbehörde, Werner-Hilpert-Straße 12, 63128 Dietzenbach, als

zuständige Bodenschutzbehörde nach § 4 Abs. 3 Hessisches Altlasten- und

Bodenschutzgesetz rechtzeitig im Vorfeld anzuzeigen, wenn die Auffüllung nicht

Bestandteil des baurechtlichen Genehmigungsverfahrens ist.

3 Überschwemmungsgebiet

Gemäß des Hochwasserrisikomanagementplans  Main (RP Darmstadt, 2014) liegt

der gesamte Geltungsbereich außerhalb der Überschwemmungsgrenze / pot.

Überschwemmungsgrenze bei HQ 100 und auch außerhalb der Über-

schwemmungsgrenze / pot. Überschwemmungsgrenze eines extremen Hoch-

wassers. Aufgrund der räumlichen Nähe zum Main verbleibt aber ein gewisses

Restrisiko bzgl. Überschwemmungen bei sehr extremen Hochwasserereignissen.

4 Bauliche Vorkehrungen

Für Bereiche, in denen das Grundwasser zwischen 0 bis 5 m u. GOK

(Geländeoberkante) stehen kann, können bauliche Vorkehrungen, z. B. maximale

Einbindetiefe der Gebäude, Aufschüttung des Geländes oder spezielle

Gründungsmaßnahmen,  erforderlich werden. In Teilen des Plangebietes kann

nicht ausgeschlossen werden, dass lokal schwebendes Grundwasser in bis zu 2

m u. GOK angetroffen wird und dass entsprechende bauliche Vorkehrungen

erforderlich werden.

5 Bodendenkmäler, die dem Denkmalschutz 

unterliegen

(§ 20 Abs. 3 DSchG)

Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fund-

gegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste, die bei Erdarbeiten ent-

deckt werden, sind nach § 20 DSchG unverzüglich dem Landesamt für Denk-

malpflege Hessen, Archäologische Denkmalpflege, oder der Unteren Denkmal-

schutzbehörde zu melden. Funde und Fundstelle sind in unverändertem Zustand

zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen.

6 Artenschutz

(§ 44 BNatSchG)

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans bzw. dessen Umfeld sind gemäß

§ 44 BNatSchG geschützte Artenvorkommen nachgewiesen (v.a. Fledermäuse,

baum- und höhlenbrütende Vogelarten und insbesondere der streng geschützte

Steinkauz). Vor einer Gehölzrodung, die mit den Verbotstatbeständen des § 44

BNatSchG kollidieren können, ist daher eine Überprüfung der Bestandssituation

durch einen erfahrenen Sachverständigen durchzuführen. Die artenschutz-

rechtlichen Bestimmungen sind zu beachten.

Baumfäll- und Rodungsarbeiten dürfen gemäß § 39 BNatSchG nur in den

Baumfäll- und Rodungsarbeiten dürfen gemäß § 39 BNatSchG nur in den

Wintermonaten vom 1. Oktober bis Ende Februar, also außerhalb der Brutzeit,

durchgeführt werden.

Zur Förderung der lokalen Steinkauz-Population und zur Vermeidung von

Beeinträchtigungen der Art sind zusätzlich 3 Niströhren im Bereich der lokalen

Steinkauz-Population zu installieren. An den zusätzlichen Brutbäumen sind

Sicherungsmaßnahmen gegen Fressfeinde anzubringen. Hierzu sind Metall-

manschetten um den Stamm anzubringen sowie zum Ende der Brut zusätzliche

Brutkästen am Fuße des Baumes abzustellen.

Für den Haussperling wird ebenfalls die Durchführung von fördernden

Maßnahmen empfohlen (z.B. Installation von Nisthilfen in unmittelbarer

Umgebung).

7 Anspruch auf Lärmsanierung an

bestehenden Gebäuden in der Umgebung 

des Geltungsbereichs

In der Umgebung des Geltungsbereichs können einige bestehende Gebäude

aufgrund der Immissionsbelastung durch planbedingten, zusätzlichen

Verkehrslärm Anspruch auf Lärmsanierung durch passive Schallschutz-

maßnahmen haben. Relevante Auswirkungen durch den zu erwartenden Verkehr

aufgrund der zulässigen Nutzungen innerhalb des Plangebiets auf die

Verkehrslärmverhältnisse  an bestehenden Gebäuden außerhalb des Geltungs-

bereichs entlang der bestehenden Straßen sind bei den Gebäuden Klein-

Welzheimer-Straße Nr. 65 sowie Brüder-Grimm-Straße Nr. 102, 104, 106, 108,

110, 111 und 112 zu erwarten.

Für diese Gebäude besteht nach Maßgabe der Rechtsprechung Anspruch auf

Lärmschutz in entsprechender Anwendung der 16. BImSchV. Art und Umfang der

notwendigen Schallschutzmaßnahmen werden auf Antrag bei der Gemeinde in

einem nachgeordneten Verfahren überprüft.

Ein Anspruch auf Einrichtung passiver Schallschutzmaßnahmen besteht für die

Anspruchsberechtigten der Gebäude Brüder-Grimm-Straße Nr. 102, 104, 106,

108, 110, 111 und 112 nicht, sofern Maßnahmen der Lärmvorsorge in Form einer

Einrichtung bzw. Erweiterung einer geschwindigkeitsbeschränkten  Zone (Tempo

30) auf der Brüder-Grimm-Straße umgesetzt wird, aus der sich eine geringere

Erhöhung des Beurteilungspegels in der Weise ergibt, dass die Kriterien der 16.

BImSchV (§ 1 Abs. 2 16. BImschV) nicht mehr erfüllt werden.

8 Pflanzlisten

8.1 Vorschlagsliste A - Arten für die Anpflanzung von Bäumen

(die mit * gekennzeichneten Baumarten sind besonders für die Überstellung von

Verkehrsflächen geeignet; die mit 1 gekennzeichneten Arten sind für die Ver- 

wendung auf Spielplätzen und Kinderspielflächen geeignet)

Bäume 1. Ordnung

Berg-Ahorn - Acer pseudoplatanus

Spitz-Ahorn * 1 - Acer platanoides

Esche* 1 - Fraxinus excelsior

Platane*1 - Platanus acerifolia

Stiel-Eiche* - Quercus robur

Säulen- Eiche* - Quercus robur ‚Fastigiata'

Winter-Linde 1 - Tilia cordata

Sommer-Linde - Tilia platyphyllos

Bäume 2.und 3. Ordnung

Feld-Ahorn 1 - Acer campestre

Feld-Ahorn* 1 - Acer campestre 'Elsrijk'

Hainbuche* 1 - Carpinus betulus

Säulen-Hainbuche* 1 - Carpinus betulus 'Fastigiata'

Apfel-Dorn* - Crataegus lavallei 'Carrierei'

Blumen-Esche* - Fraxinus ornus

Tulpenbaum - Liriodendron tulipifera (i.S.)

Amberbaum - Liquidamber styraciflua (i.S.)

Vogel-Kirsche*1 - Prunus avium 'Plena'

Birnbaum  - Pyrus communis.

Apfelbaum - Malus spec.

Pflaumen- und Kirschbaum - Prunus spec.

Mehlbeere - Sorbus aria

Mehlbeere* - Sorbus aria 'Magnifica'

Eberesche - Sorbus aucuparia

Schwedische Mehlbeere - Sorbus intermedia (i.S.)

Kleinkronige Winter-Linde* 1 - Tilia cordata 'Rancho'

Stadt-Linde* 1 - Tilia cordata 'Greenspire'

8.2 Vorschlagsliste B - Arten standortgerechter, heimischer Gehölze

Feld-Ahorn 1 - Acer campestre

Hainbuche 1 - Carpinus betulus

Kornelkirsche 1 - Cornus mas

Roter Hartriegel - Cornus sanguinea

Hasel 1 - Corylus avellana

Weißdorn 1 - Crateagus spec.

Pfaffenhütchen - Euonymus europaea

Liguster - Ligustrum vulgare

Rote Heckenkirsche * - Lonicera xylosteum

Süß-Kirsche 1 - Prunus avium

Lederblättrige Rose  - Rosa caesia

Hunds-Rose - Rosa canina

Hecken-Rose - Rosa corymbifera

Wein-Rose - Rosa rubiginosa

Schwarzer Holunder - Sambucus nigra

Gewöhnl. Schneeball 1 - Viburnum opulus

Wolliger Schneeball - Viburnum lantana

8.3 Vorschlagsliste C - Arten für die Anpflanzung geschnittener 

Hecken

Feld-Ahorn 1 - Acer campestre

Hainbuche 1 - Carpinus betulus

Liguster                              - Ligustrum vulgare

Eibe                                 - Taxus baccata

Buchsbaum                       - Buxus sempervirens

VI Rechtsgrundlagen

Der Bebauungsplan basiert auf den folgenden Rechtsgrundlagen in der jeweils

zum Zeitpunkt der Beschlussfassung gültigen Fassung:

 Baugesetzbuch (BauGB)

 Baunutzungsverordnung (BauNVO)

 Planzeichenverordnung (PlanzV)

 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG)

 16. Bundesimmissionsschutzverordnung (16. BImSchV)

 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)

 Hessisches Naturschutzgesetz (HENatG)

 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)

 Hessisches Wassergesetz (HWG)

 Hessische Bauordnung (HBO)

Die diesem Bebauungsplan zugrunde liegenden Rechtsvorschriften (Gesetze,

Verordnungen) können bei der plangebenden Gemeinde Mainhausen, Bauamt,

Humboldtstraße 46-48 in 63533 Mainhausen zu den allgemeinen Öffnungszeiten

der Gemeindeverwaltung eingesehen werden.

5m 10m 20m 50m

Maßstab 1:1.000Maßstab 1:1.000

Übersichtsplan (o. M.)

Albert Speer & Partner GmbH

Architekten und Planer

Hedderichstraße 108 - 110

60596 Frankfurt am Main

Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs. 1 BauGB)

Ortsübliche Bekanntmachung

Verfahrensvermerke

Beschluss zur Öffentlichen Auslegung

Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und

sonstigen Träger öffentlicher Belange

(§ 4 Abs. 1 BauGB)

Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB)

Planauslegung

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger

öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB)

Ortsübliche Bekanntmachung

Ortsübliche Bekanntmachung

Gemeinde Mainhausen

Übersichtsplan (o. M.)

Bebauungsplan

„Ehemaliges manroland-Areal“

Satzungsexemplar - 20. Oktober 2015

Mainhausen, den ...................

 ___________________________

Bürgermeisterin

Es wird bescheinigt, dass die Grenzen und Bezeichnungen der Flurstücke sowie die

Gebäude mit dem Nachweis des Liegenschaftskatasters mit dem Stand vom __.__.____

übereinstimmen.

Amt für Bodenmanagement Heppenheim, den __.__.____

___________________

Katastervermerk

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit

(§ 3 Abs. 1 BauGB)

Planauslegung

 PLANZEICHENERKLÄRUNG:

 TEXTLICHE FESTSETZUNGEN:

10.03.2015

29.07.2015

23.02.2015 - 23.03.2015

23.02.2015 - 23.03.2015

29.07.2015

10.08.2015 - 15.09.2015

10.08.2015 - 15.09.2015

Genehmigung gem. § 10 Abs. 2 BauGB

Darmstadt, den ...................

Ortsübliche Bekanntmachung der Satzung

 ___________________________

Bürgermeisterin

Ortsübliche Bekanntmachung

Mainhausen, den ...................


